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Im Laufe der letzten 50 Jahre der Ent-
wicklung und Anwendung der Kernenergie
hat die Politik zur nuklearen Energieer-
zeugung in fast allen Landern der Welt ein
Wechselbad der Gefiihle erlebt, das von
Begeisterung bis zu tiefer Skepsis reicht.’
Den Versprechungen einer (vermeintlich?)
billigen und unerschopflichen Energie-
versorgung standen Bedenken hinsichtlich
der nuklearen Sicherheit, des Missbrauchs
fiir kriegerische Zwecke und der Abfallent-
sorgung gegeniiber.2 Wichtige Meilen-
steine in der Geschichte der Kernenergie-
politik waren der nukleare Zwischenfall

in TMI (Three Mile Island) bei Harrisburg in
den Vereinigten Staaten 1979, der Unfall

in Tschernobyl in der Ukraine 1986 und zu-
letzt die Kernschmelze in Fukushima in Japan
im Jahr 2011. Alle drei Ereignisse l6sten
groBe Veranderungen und Anpassungen in
der offentlichen Meinung sowie in der
Regulierung und im Risikomanagement aus.®
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Diese drei Ereignisse hatten nachhaltige Aus-
wirkungen auf die 6ffentliche Meinung. Nach
TMI hatten viele Umfragen in den USA, Kanada
und den meisten europaischen Landern eine
zunehmend ambivalente Haltung der meisten
Menschen in Bezug auf die Chancen und
Risiken der Kernenergie und anderer groB3tech-
nischer Systeme ergeben.* Risikowahr-
nehmungsstudien und Untersuchungen der
Einstellung der Bevdlkerung zur Kernenergie
zeigten, dass die Menschen vor den umwelt-
und gesundheitsbezogenen Auswirkungen
von GroBtechnologien Sorgen hatten, sie aber
gleichzeitig der technischen und politischen
Elite ein gewisses MaB an Vertrauenswirdig-
keit zubilligten.

Dieses Bild d&nderte sich dramatisch nach
Tschernobyl im Jahr 1986. Interessanterwei-
se ereigneten sich 1986 auch zwei andere
groBe technologische Unfille: Die Challenger-
Katastrophe und die Rheinverschmutzung
infolge eines Chemieunfalls in einem Chemie-
werk in Basel (Schweiz). Die Befiirworter der
GroBtechnologien gerieten dadurch in die
Defensive, wahrend die Skeptiker begannen,
ein neues Kapitel liber Risiko und die Akzep-
tanz von GroBtechnologien zu definieren.®
Nun wurde den Experten nicht nur man-
gelnde Moral, sondern auch mangelnde
Rationalitidt vorgeworfen.® Eine unmittelbare
Folge davon war, dass praktisch alle euro-
paischen Lander, mit Ausnahme Frankreichs,
den Ausbau der Kernenergie einstellten. In
Deutschland wurde das Projekt der Wieder-
aufarbeitung von Atommiill nach langen
und erbitterten Auseinandersetzungen
vollstandig aufgegeben. Mitte 2000 einigte
sich die deutsche Regierung, eine Koalition
aus Sozialdemokraten und den Griinen als
starkem Juniorpartner, mit der Atomindustrie
auf einen Ausstieg aus der Kernenergie

in den nachsten drei bis vier Jahrzehnten.”

In Osterreich wurde der Bau von Kernkraft-
werken nach 1998 durch eine Volksabstim-
mung gestoppt, und in der Schweiz wurde
ein Moratorium fiir den weiteren Ausbau von
Kernkraftwerken verhangt. Doch die Kern-
energie war nicht die einzige Technologie,
die nach eingehender Priifung in Misskredit
geriet. Massive Ablehnung herrschte auch
gegenuber der chemischen Industrie, den
Abfallverwertungsanlagen, dem StraB3enbau,
dem Flughafenausbau und schlieBlich der Er-

richtung der ersten Labors und Produktionsan-
lagen zur Anwendung der Gentechnologie.? Die
Zauberworte der spaten 1980er Jahre lauteten:
Dezentralisierung, verbrauchernahe Versor-
gung, erneuerbare Energiequellen, dkologi-
sche Anbaumethoden, Ausbau der offentlichen
Nahverkehrsinfrastrukturen und Entwicklung
auf der Grundlage ,weicher” Technologien.

Nach 1996 drehte der Wind jedoch wieder.
Die zuvor abgelehnten Expertenmeinungen
tauchten mit einer gewissen Schadenfreude
wieder auf, in denen es hieB, dass die Kata-
strophen von 1986 doch nicht so schlimm
gewesen seien.® Der Rhein hatte sich von
dem Unglick in Schweizerhalle viel schneller
erholt, als es selbst die optimistischsten
Meinungen vorauszusagen gewagt hatten.
Zudem gab es keine weiteren Katastrophen
im Zusammenhang mit Weltraumflligen, die
mit der Challenger-Katastrophe vergleichbar
gewesen waren. Und selbst der groBe Reaktor-
unfall von Tschernobyl forderte nach Ansicht
von Toxikolog:innen weniger Todesopfer, als
dies der Offentlichkeit kurz nach der Kata-
strophe berichtet worden war.'°

So kehrten viele Lander zur Kernenergie zuriick
oder verstarkten ihre Kernenergiepolitik

von vor 1986. In Frankreich bestand man in
den 1990er Jahren darauf, den Anteil der
Kernenergie auszubauen, obwohl der sozia-
listischen Regierung ein Mitglied der griinen
Partei als Umweltminister angehorte." In
Deutschland verscharfte sich die Debatte tUber
die Durchflihrbarkeit und Sinnhaftigkeit

des 1998 verkundeten und von der sozialdemo-
kratisch-griinen Koalition geforderten Aus-
stiegsbeschlusses.’”? Im Anschluss an diese
Entscheidung setzte sich ein starkes Blindnis
von Kernenergiebeflirworter:innen fir eine
Aufhebung oder zumindest eine Verschiebung
des Ausstiegsbeschlusses ein.'* Mit dem
Erfolg der griinen Parteien bei der Gestaltung
der Politik innerhalb des politischen Systems
entstand die Notwendigkeit, Kompromisse zu
schlieBen und politische Vereinbarungen zu
treffen.™ Die konservativ-liberale Regierung von
Bundeskanzlerin Merkel beschloss demgemanB
auch 2010, den Ausstieg aus der Kernenergie
zu revidieren und den Prozess des Ausstiegs
aus der Kernenergie um weitere 20 bis 30 Jahre
zu verschieben.'®



Die langsame Erholung der Unterstiitzung
fiir die Kernenergie kam durch den Atom-
unfall in Fukushima in Japan nach dem ver-
heerenden Tsunami zu einem abrupten
Ende.'¢ Ein dramatischer Umschwung fand in
Deutschland statt. Bundeskanzlerin Merkel
setzte eine so genannte Ethikkommission ein,
die eine neue Politik fiir die Zukunft der
deutschen Kernkraft vorschlagen sollte.'”
Die Kommission stimmte einstimmig dafiir,
bis 2022 aus der Kernenergie auszusteigen
und nukleare und fossile Brennstoffe durch
die Verbesserung der Energieeffizienz und
die Installation von Anlagen fiir erneuerbare
Energien zu ersetzen.'® Dieser Ausstiegs-
beschluss blieb bis zum Sommer 2022 unan-
gefochten in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Mit dem Ukrainekrieg und der damit
verbundenen Gaskrise wurde dieser 10jahrge
Konsens briichig. Plétzlich erschien die
Kernenergie wieder als Retter fiir den Erhalt
der Energiesouveranitat. Dennoch gibt es

fur einen mehr als nur voriibergehenden Ein-
satz der Kernenergie zur Uberwindung der
Krise kaum Stimmen, die einen langfristigen
Wiedereinstieg befiirworten.®

In den folgenden Abschnitten wird naher auf
die politischen Konsequenzen jeder dieser
wichtigen Phasen der Kernenergienutzung in
Deutschland eingegangen. Der Schwerpunkt
dieses Papiers liegt auf der Untersuchung der
politischen und sozialen Reaktionen auf die
jeweils offizielle Kernenergiepolitik.

Die Entwicklung der
Kernenergiepolitik vor Tschernobyl

Die deutsche Atom- und Energiepolitik war
zwischen 1945 und 1973 durch einen relativ
geringen Grad an staatlichem Interventionis-
mus und durch eine unumstrittene und breite
Akzeptanz der Kernenergie als Energiequelle
gekennzeichnet. Die Beflirworter der Kern-
energie fanden im Ministerium fur Atomfragen,
spater — unter der sozial-liberalen Koalition —im
Ministerium flir Forschung und Technologie
einen wohlwollenden Partner.2° Erst mit dem
Aufkommen der Umweltbewegung in den
1970er Jahren wurde der offentliche Protest
gegen die Kernenergie zu einer relevanten
politischen Kraft in Deutschland und flihrte zur
Grindung einer neuen Partei, den Griinen.?'

In den frihen 1970er Jahren entstanden die
ersten Anti-Atomkraft-Initiativen, doch ihr
Einfluss auf die Politik war sehr begrenzt und
beschrankte sich auf die lokale Ebene. Bis zum
Jahr 1986, als sich der Unfall von Tschernobyl
ereignete, hatten die Proteste und die Opposi-
tion gegen die Kernenergie keine gréBere
Chance, die offentliche Politik zu beeinflussen.

1967 wurden die ersten kommerziellen Auf-
trage fir zwei Leichtwasserreaktoren (LWR)
von deutschen Energieversorgern erteilt,
zwei Jahre spater wurden drei weitere be-
stellt, und 1971 wurden noch einmal fiinf
Auftrage erteilt.?2 Bis 1973 hatten alle zehn
Projekte die Genehmigung zum Baubeginn,
und eine Reihe weiterer Anlagen war fiir die
nahe Zukunft geplant. Siemens und AEG, mit
Lizenzen von Westinghouse bzw. General
Electric (GE), ibernahmen die Fiihrung im
Anlagenbau (die AEG gab den Bau von Kern-
kraftwerken spater auf). Die Unternehmen
wurden von der Regierung ermutigt, die
gemeinsame Reaktorentwicklungsgesell-
schaft Kraftwerk Union (KWU) zu griinden.

Dariiber hinaus unterstiitzte die Bundes-
republik Deutschland die Entwicklung eines
Thorium-Hochtemperaturreaktors (THTR).
Diese Entwicklungslinie wurde jedoch An-
fang der 1980er Jahre aufgegeben, da kein
kommerzielles Unternehmen bereit war, diese
neue Reaktortechnologie in sein Portfolio
aufzunehmen. Die Regierung war auch an der
Entwicklung einer Wiederaufbereitungs-
anlage beteiligt, um den Kernbrennstoffkreis-
lauf zu schlieBen.
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Die Olkrise von 1973/1974 veranderte die
Energiepolitik in Deutschland grundlegend. Die
Politik wurde von begrenzten Eingriffen in den
Kohlesektor zum Schutz der Kohleunternehmen
und ihrer Beschaftigten auf eine umfassende
Politik hin ausgeweitet, die darauf abzielte, eine
kostenglinstige Energieversorgung unter Be-
achtung des Umweltschutzes sicherzustellen.
Dieser Wandel spiegelte sich im Energiepro-
gramm der Bundesregierung von 1973 wider,
das 1974 aufgrund der Drosselung der Olver-
sorgung durch die arabischen Olférderlander
Uberarbeitet wurde.

Der nach der Olkrise geplante Ausbau der
Kernenergie fiihrte zu einer erheblichen Aus-
weitung der Debatte iiber die Kernenergie
und zur Einbeziehung von Themen wie der
Frage nach der ZweckmaBigkeit einer ,Pluto-
niumwirtschaft”, dem Problem des Atom-
miills und der Sicherheit bei einem groBen
Unfall. Dies war der Beginn einer starken
Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland.

Der offentliche Widerstand gegen den Bau
von Kernkraftwerken begann 1975, als sich in
Baden-Wirttemberg, wo der Bau eines GroB3-
kraftwerks in Wyhl schon offiziell genehmigt
war, Blrger:innen ad hoc zu sog. Blrgerini-
tiativen zusammenschlossen und Unterschriften
sammelten, die gegen den Bau des Kraftwerks
protestierten und das Verwaltungsgericht
anriefen. Die Argumente in diesen lokalen
Kampagnen konzentrierten sich zunachst auf
lokale Fragen.2®

Da die Genehmigung der baden-wirttem-
bergischen Landesregierung bereits vorlag,
beschlossen Birgerinitiativen, die Baustelle

zu besetzen. Nach gewaltsamen Zusammen-
stoBen mit der Polizei, weiteren Massenpro-
testen und einer landesweiten Berichterstattung
in den Medien sowie starkem Widerstand in
den eigenen Reihen einigte sich die Regierung
mit Blrgerinitiativen und Energieversorgern
darauf, die Besetzung zu beenden und den Bau
zu verschieben. Die geplante Atomanlage am
Standort Wyhl wurde nie gebaut.?* Es folgten
weitere Konflikte an anderen Orten wie Brok-
dorf.®

Trotz der heftigen Demonstrationen und der
Gerichtsverfahren, die den Bau oder den
Betrieb mehrerer Kernkraftwerke verhinder-
ten, hatte die Protestbewegung wenig Erfolg

02 - Flugblatt: ,Alle reden von Wyhl* (um 1975)

darin, die Atompolitik zu stoppen oder die
Mehrheit der deutschen Bevolkerung

zu einer Anti-Atom-Haltung zu bewegen.2¢
Bis 1986 unterstiitzten alle Parteien mit
Ausnahme der Griinen den Ausbau der
Kernenergie und befiirworteten die Atom-
kraft. Anfang der 1980er Jahre stieg sogar
die Zustimmung der Deutschen in der
Bundesrepublik zur Kernenergie allmahlich,
trotz anhaltender politischer Erfolge der
Griinen. Die zweite Olkrise (mit ihren ex-
plodierenden Preisen) erleichterte es der
SPD-FDP-Regierung, bei der dritten Uber-
arbeitung des Energieprogramms im Herbst
1981 ihr Bekenntnis zur Kernenergie zu
erneuern. Bund und Lander arbeiteten zu-
sammen, um die Genehmigungsverfahren
zu beschleunigen, so dass im Februar 1982
- zum ersten Mal seit iiber vier Jahren und
mit einer Verzégerung von fiinf Jahren - der
Bau von drei neuen Kraftwerken durch das
Innenministerium im ,Konvoi“ genehmigt
wurde.?’ Die drei Genehmigungen wurden
auf der Grundlage der Genehmigung eines
standardisierten Konzepts und der Einschét-
zung der Regierung, dass die Kriterien fiir
die Abfallentsorgung erfiillt waren, erteilt.
Dann geschah Tschernobyl.



}ipoljtikcr raufen sich die Haare, die Chefs der Energieunternehmen ver-
»w/Pringen schlaflose Ndchte, die Parteien sind verzweifelt: der Biirger macht
nicht mehr alles mit!

.‘Fherredunﬂsvcrsuchw, Drohungenund Polizeieinsédtze haben nichts genutzt =
_:.jdie Bevolkerung des Kaiserstuhls (am Oberrhein nahe Freiburg) wehrt sich
_:bis heute erfolgreich gegen den geplanten Bau eines Kernkraftwerks (KKW)

‘bei Wyhl. Die 100 000, die mit ihrer Unterschrift gegen das Projekt pro-

L=

testiert haben, die Tausende, die seit 23. Februar 1975 an der Bauplatz-

besetzung teilgenommen haben, haben ihre Griinde: AR
t-)buKU

(;_KKh geben schon bei Normalbetrieb radioaktive Strahlung ab, dig
die Umgebung des Werkes verseucht und nachweislich die Zahl der
Krebserkrankungen und die S&uglingssterblichkeit erhoht. Bei
moglichen Storfédllen ist das Leben Tausender gefidhrdet.,

®KKW erzeugen grofle Warmemengen, die an die Umgebung in Form von
Warmwasser oder Dampf abgegeben werden missen, Dadurch werden
Fliisse aufgeheizt undbiologisch zerstort; der Dampf wvon Kiihltiir-
men hat starke Klimaverédnderungen zur Folge.,

eDer in groflen Mengen anfallende radioaktive Miill muB iliber Jahr-
tausende hinweg sicher aufbewahrt werden - und diese Frage ist
bisher ungelodst.

eWirtschaftlichkeit, Zuverlédssigkeit und Notwendigkeit won KKW
sind fragwiirdig. Die immensen Entwicklungs- und Baukosten sowie
die unabsehbaren Folgelasten aber werden iiber Subventionen und
ginstige Abschreibungen aus Steuergeldern finanziert,

oKKW helfen nicht neue Arbeitsplédtze schaffen, sondern zerstoren
bestehende: der erzeugte Strom so0ll der Rationalisierung der
Produktion dienen.,

sVon dem Bauvon KKW profitieren nur die Betreiber: die Konzerne,
die mit Subventionen gefiittert werden und dann noch die Strom-
preise erhohen, und die Politiker, die Aktiondre und Aufsichts-
ratsmitglieder der Kraftiwerksgesellschaften sind und zugleich
\\:nbjektiv“ iiber die Errichtung solcher Werke entscheiden sollen:)

Das sind nur einige Argumente, die im einzelnen nachgewiesen und ausge-
fiilhrt werden kidnnen. Wir werden dazu weitere Flugblédtter herausbringen.

Wichtig ist zunachst vor allem eins:

DIE RISIKEN VON KERNKRAFTWERKEN SIND ZU GROSS.
DER NUTZEN FUR DIE BEVOLKERUNG [ST GLEICH NULL.

DER BAU VON KERNKRAFTWERKEN MUSS VERHINDERT
WERDEN - UBERALL IN DER BUNDESREPUBLIK!

b.wa
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WYHL

03 - Moneta, Jakob: ,Tscherno-Wyhl ist liberall“ (1986),
unter Verwendung einer Zeichnung von Rolf Groven.

- Die Atompolitik nach Tschernobyl

Der Unfall von Tschernobyl am 26. April 1986
hatte groBe Auswirkungen auf die 6ffentliche
Meinung und fiihrte zu erheblichen Anderungen
in der Politik der Bundesregierung.?® Die auf-
falligste Anderung war die Einrichtung des BMU,
des Bundesministeriums fir Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit. Vor 1986 waren
Umweltfragen im Innenministerium angesiedelt
gewesen. Einer der ersten Minister, die an

die Spitze des BMU berufen wurden, war Klaus
Topfer, der spater Direktor des United Nations
Environment Programme (UNEP) wurde und
nach Fukushima von Bundeskanzlerin Merkel
gebeten wurde, den Vorsitz der Ethikkom-
mission fur die Zukunft der Energiepolitik in
Deutschland zu iibernehmen.

Nach Tschernobyl nahmen die Sozialdemo-
kraten (SPD) eine kritischere Haltung gegen-
Uber der Kernenergie ein. Sie blieben jedoch



bis 1998 in der Opposition, bevor Gerhard
Schroder Helmut Kohl als Bundeskanzler ab-
I6ste. Doch schon vor 1998 flihrte der partei-
politische Wandel der SPD zur Aufkiindigung
der Zusammenarbeit zwischen Bund und
Landern, was erhebliche Auswirkungen auf
die Erteilung von Genehmigungen hatte und
ein erneutes Engagement flr die Kernenergie
in den frihen 80er Jahren nach sich zog.

Die SPD-gefiihrten Bundeslander hatten aktiv
damit begonnen, die Gesetzgebung im Sinne
einer Ausstiegsstrategie zu gestalten. Dies
stand im Einklang mit der Verabschiedung einer
Ausstiegsstrategie als offizieller SPD-Politik

im Jahr 1986, kurz nach dem Unfall.?® Diese Ver-
suche auf Landesebene waren in dieser Zeit
zum Scheitern verurteilt, da der Bund die
Kompetenz hatte, einzugreifen und den Weiter-
betrieb sicherzustellen.

Die CDU-Regierung auf Bundesebene wurde
1998 durch eine Koalition aus SPD und Griinen
abgeldst. Die neue Regierungskoalition betonte
nach ihrem Amtsantritt die Entwicklung einer
nachhaltigen Energiepolitik und leitete daraus
drei zentrale Prinzipien ab, namlich a. Ver-
sorgungssicherheit, b. Wirtschaftlichkeit und
c. Umweltvertraglichkeit. Die Regierung hatte
mehrere zentrale Handlungsfelder identifiziert:
l. die Einddmmung des Klimawandels, Il. die
Forderung der Energieeffizienz, lll. die weitere
Nutzung heimischer Stein- und Braunkohle,
IV. die Schaffung von mehr Wettbewerb auf den
liberalisierten Energiemarkten, V. die Férderung
erneuerbarer Energien und VI. die Schaffung
gleicher Wettbewerbsbedingungen flir Energie-
unternehmen in ganz Europa.*® Erganzt wurde
dies durch das wichtige Ziel der Regierung, aus
der Kernenergie auszusteigen.®'

Was die Kernenergie betrifft, so waren sich SPD
und Grline einig, dass der Ausstieg aus der
Kernenergie oberste Prioritat hatte. Der genaue
Weg dorthin war jedoch zwischen den Koali-
tionspartnern und innerhalb der Griinen selbst
umstritten. Die SPD wollte Schadensersatz-
forderungen der Energieversorger vermeiden
und favorisierte daher einen Ausstieg im
Konsens mit der Industrie. Die Griinen waren
gespalten: Der pragmatischere Flugel, vor
allem diejenigen, die in Landesregierungen,
insbesondere im hessischen Umweltministe-
rium, tatig waren, wussten um die rechtlichen
und politischen Schwierigkeiten, den Strom-
versorgern einen Ausstieg aufzuzwingen.

Sie wollten daher die Moglichkeit eines
verfassungskonformen und Entschadigungen
ausschlieBenden Gesetzes ausloten, das zu
einem schrittweisen Ausstieg aus der Kern-
energie fuhren sollte. Der radikale Fligel der
Partei, der eng mit radikalen Atomkraftgegnern
verbunden war, wollte einen sofortigen Aus-
stieg.

Der Plan, das Kernenergiegesetz grund-
legend zu &ndern, kam jedoch aufgrund des
starken Widerstands der Stromversorgungs-
unternehmen nicht zustande. Daraufhin
begannen die Konsensverhandlungen ohne
das geplante Kernenergiegesetz unter

der Leitung von Wirtschaftsminister Werner
Miiller, einem ehemaligen Energiemanager
und Vertrauten von Bundeskanzler Schréder,
und Umweltminister Jiirgen Trittin, der dem
linken Fliigel der Griinen angehort.

SchlieBlich wurde im Jahr 2002 eine Einigung
erzielt: Die Gesamtbetriebsdauer wurde
generell auf 32 Jahre festgelegt. Wesentliches
Element des Ergebnisses war jedoch, dass

die Strommenge fiir jeden Reaktor festgelegt
wurde (zum Vorteil der Energieversorger) und
dass diese Mengen von einem Reaktor auf den
anderen ubertragen werden konnten, wodurch
die Laufzeit der einzelnen Reaktoren tber

32 Jahre hinaus verlangert werden konnte.®2

Nach der Regierungsiibernahme durch

die GroBe Koalition im Jahr 2005 wurde die
Entscheidung zum Ausstieg aus der Kern-
energie erneut in Frage gestellt. Industrie und
Versorgungsunternehmen drangten die neue
Regierung, den Zeitpunkt des Ausstiegs

zu andern und die Kernenergie als langere
.Brucke" zwischen dem fossilen und dem
erneuerbaren Zeitalter der Energieerzeugung
zu nutzen.®® Nach dem Antritt der CDU-FDP-
Koalition 2009 schlug die neue Regierung
tatsachlich ein neues Gesetz vor, das die
Fristen fir den Ausstieg verlangerte und den
Energieversorgern mehr Flexibilitat bot.3*
Dieses neue Verlangerungsgesetz wurde von
den Oppositionsparteien und den Akteuren
der Zivilgesellschaft, insbesondere den Umwelt-
organisationen, scharf kritisiert. Bevor diese
Debatte zu Ende gefiihrt werden konnte, ereig-
nete sich am 11. Mé&rz 2011 der Nuklearunfall
in Fukushima, der zu einer erneuten Kehrt-
wendung der energiepolitischen Prioritaten in
Deutschland fuhrte.
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I 0 Atompolitik

nach Fukushima

Der Unfall in Fukushima ereignete sich zu
einem Zeitpunkt, als die deutsche Regierung
wegen ihrer Plane, den Ausstieg aus der
Kernenergie in Deutschland zu verzégern,
unter groBem Druck stand. Mitten in der
Finanzkrise hatte Bundeskanzlerin Merkel
eine Vereinbarung mit den groBBen Strom-
konzernen getroffen, die Steuer auf abge-
brannte Brennelemente zu erhéhen, um

im Gegenzug den Ausstieg aus der Kern-
energie zu verschieben. Obwohl die Regie-
rung jegliche Verbindung zwischen den
beiden MaBnahmen leugnete, waren die
deutsche Offentlichkeit und insbesondere
alle Medien davon iiberzeugt, dass diese
Vereinbarung hinter verschlossenen Tiiren
getroffen worden war.2® Die Oppositions-
parteien warfen der Regierung vor, die
offentliche Sicherheit im Tausch gegen Ein-
nahmen zu gefdhrden. Viele Umweltverbinde
wandten sich gegen die Entscheidung, den
Ausstieg zu verschieben, und organisierten
groBe Demonstrationen gegen die Pléne
der Regierung.®®

Mitten in dieser hitzigen Debatte ereignete sich
der Unfall in Fukushima, der sich unmittelbar
auf die offentliche Debatte tber die Zukunft der
Kernenergie auswirkte. Innerhalb weniger
Tage nach dem Unfall verlor die CDU die Wahl
in einem der wichtigsten deutschen Bundes-
lander, in Baden-Wirttemberg, und zum ersten
Mal in der deutschen Geschichte gewannen
die Griinen die Mehrheit der Wahlerstimmen
und konnten mit Winfried Kretschmann den
ersten griinen Ministerprasidenten Gberhaupt
stellen.

Die Bundesregierung aus Konservativen und
Liberalen war bestrebt, auf den offentlichen
Druck zu reagieren und der starken Anti-Atom-
Stimmung in der Bevolkerung Rechnung zu
tragen. Am 15. Marz 2011 beschloss sie, die
sieben altesten Kernkraftwerke abzuschalten
und einen Block, der in dieser Zeit auBBer
Betrieb war, nicht wieder in Betrieb zu nehmen.®”
Dariiber hinaus forderte sie die deutsche
Kommission flir nukleare Sicherheit auf, einen
Stresstest flir alle verbleibenden elf Kernkraft-
werke in Deutschland durchzufiihren.®® Wenige
Tage nach dem Unfall setzte die Regierung
auBerdem die sogenannte Ethikkommission

zur Zukunft der Energiepolitik in Deutschland
ein. Die Ethikkommission setzte sich aus
Personen aus Politik, Zivilgesellschaft, Kirchen
und Wissenschaft zusammen. Ihr Auftrag
war es, einen Fahrplan fiir die Gestaltung der
Energiepolitik in Deutschland zu entwickeln.®®
Die Ethikkommission hatte nur sechs Wochen
Zeit, um ihre Empfehlung zu erarbeiten, da
die Abschaltung der alteren Reaktoren inner-
halb von sechs Wochen rechtlich bestatigt
werden musste, um Entschadigungszahlungen
zu vermeiden. Interessant ist, dass der Ethik-
kommission keine Experten fur Energie und
nukleare Risiken angehdrten. Sie setzte sich
vielmehr aus Politikern aller politischen Parteien,
Funktiondren der groBen Wissenschafts-
organisationen in Deutschland, Sozialwissen-
schaftlern und Ethikern sowie, wie im kor-
poratistischen Regulierungsstil Deutschlands
Ublich, aus Vertretern der groBen zivilen
Organisationen wie den Arbeitgeberverbénden,
den Gewerkschaften und aus Vertretern

der beiden groBen Religionsgemeinschaften,
Katholiken und Protestanten, zusammen. Nach
sechs Wochen empfahl die Ethikkommission,
innerhalb von zehn Jahren aus der Kernenergie
auszusteigen und die Energieeffizienz und
den Einsatz erneuerbarer Energiequellen zu
fordern. AuBerdem empfahl sie der Regie-
rung, einen Prifungsausschuss einzurichten,
um sicherzustellen, dass die Energiewende
reibungslos verlauft, und ein 6ffentliches
Energieforum einzurichten, um die Akzeptanz
fur die neue Energiepolitik zu férdern.*
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Im gleichen Zeitraum verdéffentlichte die
Reaktorsicherheitskommission ihren Bericht
iiber die nukleare Sicherheit in Deutsch-
land. Sie stellte bei den deutschen Reaktoren
keine groBeren Schwachstellen und eine
hohe Widerstandsfiahigkeit gegeniiber
Ereignissen fest, die liber die bei der Geneh-
migung dieser Reaktoren zugrunde gelegten
Auslegungsstorfille hinausgingen. Sie be-
statigte jedoch auch, dass die dlteren Reak-
toren fiir groBe Erdbeben und alle Reaktoren
fir terroristische Angriffe anfallig waren.*!

Im Juni 2011 nahm der Deutsche Bundestag
die Empfehlungen der Ethikkommission

an. Alle im Deutschen Bundestag vertretenen
Parteien stimmten fiir das neue Energie-
wendegesetz (einige wenige Abgeordnete
stimmten jedoch gegen das Gesetz oder
enthielten sich der Stimme). Das Gesetz
schrieb den Ausstieg aus der Nutzung aller
verbliebenen Kernkraftwerke bis 2022 vor.
Dariiber hinaus enthielt das neue Gesetz
Bestimmungen zur Reduzierung des Anteils
fossiler Brennstoffe von liber 80 % im Jahr
2011 auf 20 % im Jahr 2050. Die Energie-
effizienz sollte im Vergleich zu den durch-
schnittlichen Wirkungsgraden von 1990

um 40 % gesteigert werden. Die Reaktoren,
die unmittelbar nach dem Unfall abgeschaltet
wurden, wurden nicht wieder in Betrieb
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genommen.*? In der Zeit zwischen Juni 2011
und Ende 2012 hatte das neue Energie-
wendegesetz bereits groBe Auswirkungen
auf Energieversorgung und -verbrauch.

Der Anteil der erneuerbaren Energien an der
Energieerzeugung stieg drastisch von 17 %
auf 26 % und der Anteil der Kernenergie sank
von 23 % auf 16 %.*

Unmittelbar nach dem Fukushima-Unfall
stimmte die deutsche Offentlichkeit mit einer
Mehrheit von 78 % dem neuen Kurs der
Bundesregierung zu.** Die im Juni 2011 durch-
gefuhrte - internationale — Umfrage des
Marktforschungsunternehmens IPSOS ergab,
dass nur 9% der deutschen Bevdlkerung
glaubten, dass die Kernenergie eine praktikable
langfristige Losung flir den Energiebedarf
darstellen wiirde.*® Dies war der niedrigste
Prozentsatz unter den 24 Landern, die an der
Umfrage teilnahmen (Deutschland teilte diese
Position mit Schweden). Die dominante anti-
nukleare Haltung der deutschen Bevdlkerung
war sicherlich einer der Griinde dafiir, dass
alle Parteien in Deutschland den Ubergang zu
einer nichtnuklearen Zukunft in Deutschland
unterstitzten.

Dieser Konsens, bis 2022 aus der Kernenergie
auszusteigen, Uberlebte zwei weitere Legis-
laturperioden mit Angela Merkel als Bundes-
kanzlerin. Keine Partei auBer der rechten AfD
auBerte sich offentlich gegen den Ausstiegs-
beschluss oder setzte sich fir eine Renais-
sance der Kernenergie in Deutschland ein.
Erst mit dem Ukrainekrieg 2022 und der damit
verbundenen Gaskrise wurden Kernkraftwerke
in Deutschland wieder salonfahig.*® Zumindest
als Ubergang und zur Kompensation der
ausgefallenen Gasimporte aus Russland ent-
wickelte sich eine intensive Diskussion Gber
eine begrenzte Laufzeitverlangerung der drei
noch am Netz verbliebenen Kernkraftwerke.
Im August 2022 verkiindete Bundeswirtschafts-
minister Habeck, dass man auf der Basis eines
weiteren Stresstests zwei der verbleibenden
Kernkraftwerke als Reserve weiter nutzen
werde. Sie sollten dann hochgefahren werden,
wenn bei der Stromversorgung Engpasse
auftreten wirden. Die Opposition, vor allem
die CDU aber auch die AfD und mit Abstrichen
die FDP, kritisierten diese Entscheidung als
ideologisch motiviert und votierte fir einen
Weiterbetrieb der drei Kraftwerke, bis die Krise
Uberstanden sei.

Trotz dieser unerwarteten Wiederaufnahme
der Debatte zur Nuklearenergie ist kaum
davon auszugehen, dass Deutschland seine
Entscheidung zum Ausstieg aus der Kern-
energie noch einmal grundséatzlich liber-
denken wird, selbst wenn die Energiepreise
steigen und die Energiesicherheit auch nach
der Ukrainekrise briichig bleibt. Was die
installierte Kapazitat anbelangt, so wurden
die Anteile der Kernenergie bereits 2017 von
den erneuerbaren Energien iiberholt. Inner-
halb von sieben Jahren konnte der friihere
Anteil von 23 % Kernenergie problemlos
durch den wachsenden Sektor der erneuer-
baren Energien ersetzt werden. Dariiber
hinaus stehen die Industrie, die wichtigsten
Akteure in Wissenschaft und Technik und

die Vertreter der Umweltgruppen weiter-
hin geschlossen hinter dem Beschluss der
Energiewende. Einer der besten Indika-
toren fiir die Unumkehrbarkeit dieser Ent-
scheidung ist die Reaktion der Atomindustrie
in Deutschland. Siemens, der Bau- und
Maschinenbaukonzern, der alle 17 deutschen
Kernkraftwerke gebaut hatte, kiindigte im
September 2011 an, den Bau von Kernkraft-
werken weltweit einzustellen, und gab auch
seine Plane fiir eine Zusammenarbeit mit der
russischen Rosatom beim Bau neuer An-
lagen auf.*” Insgesamt folgten alle wichtigen
politischen, sozialen und zivilgesellschaft-
lichen Akteure der offiziellen Politik der
deutschen Regierung und bereiteten sich auf
eine nichtnukleare Zukunft vor. Allerdings

ist nicht ausgeschlossen, dass andere Lander
die Kernenergie wieder stiarker ausbauen
werden, vor allem dann, wenn die laufenden
Entwicklungen zu neuen modularen Reak-
toren erfolgreich verlaufen sollten.



_ Schlussfolgerungen

In diesem Artikel wurden die Entwicklung der
Kernenergiepolitik in Deutschland beschrieben
und die Reaktionen auf die beiden groBen

Krisen Tschernobyl und Fukushima aufgezeigt.

Das TMI-Ereignis hat keine groBeren Auswir-
kungen auf die politische Artikulation gehabt
(anders als die Olkrise), aber Tschernobyl

und insbesondere Fukushima hatten groB3e
Auswirkungen. Deutschland hat sich allmahlich
immer mehr zu einer anti-nuklearen Politik
bekannt.

Die Atompolitik in Deutschland spiegelt
die Komplexitat des politischen Systems in
Deutschland wider. Die Grundsatze dieses
Systems sind stark von der gegenseitigen
Kontrolle zwischen den Landern und der
Bundesregierung sowie zwischen dem Parla-
ment und den Gerichten gepriagt.*® Es gibt
auch ein starkes korporatistisches Element
in den deutschen Politikarenen, das den
groBen gesellschaftlichen Akteuren wie
Arbeitgebern, Gewerkschaften und seit den
1970er Jahren auch Umweltgruppen er-
heblichen Einfluss verschafft.

Die Empfindlichkeit der Politik gegentiber
offentlichem Druck in Deutschland hat die
Regierungen anfalliger flir die Opposition des
Volkes und sensibler fiir Protestbewegungen
gemacht.*® Da die deutsche Offentlichkeit der
Kernenergie kritischer gegenilibersteht

als in den meisten anderen Landern, war die
Regierung stets bestrebt, auf die Forderung
nach verbesserter Sicherheit und Kontrolle zu
reagieren. Dies konnte auch der Grund dafir
sein, dass es in deutschen Kernkraftwerken zu
keinem ernsthaften Zwischenfall kam. So kam
es zu der paradoxen Situation, dass gerade in
dem Land auf Kernenergie verzichtet wird, das
mit seinen Sicherheitsstandards und seiner
Sicherheitskultur an der Spitze der nuklearen
Entwicklung gestanden hat. Aber auch das
hat nicht gereicht, um die Menschen und die
politischen Entscheidungstrager:innen davon
zu Uberzeugen, dass die Risiken der Kern-
energie auf Dauer beherrschbar seien.

47



48

Anmerkungen

1
Renn, Ortwin / Marshall, Jonathan Paul:
Coal, nuclear and renewable energy policies
in Germany: From the 1950 to the “Energie-
wende", in: Energy Policy, Bd. 99 (2016),

Heft C, S. 224 -232; Andruleit, Harald /
MeBner, Jirgen / Pein, Martin / Rebscher,
Dorothee / Schauer, Michael / Schmidt,
Sandro / von Goerne, Gabriela: Status, Daten
und Entwicklungen der globalen Energiever-
sorgung, in: Zeitschrift fir Energiewirtschaft,
Bd. 42 (2018), Heft 3, S. 179-191; Uekotter,
Frank: Halbwertszeiten. Das friedliche Atom
als Mikrokosmos der bundesdeutschen Ge-
schichte, in: ICOMOS-Hefte des Deutschen
Nationalkomitees, Bd. 68 (2019), S. 25-30.

2

Martinez, Cecilia / Byrne, John: Science,
Society and the State: The Nuclear Project
and the Transformation of the American
Political Economy, in: Byrne, John u.a. (Hg.):
Governing the Atoms - the Politics of Risk,
Bd. 7 (1996), New Brunswick / New Jersey:
Transaction Publishers 1996, S. 67-102.

3

World Energy Perspective — Nuclear Energy
One Year After Fukushima, London: World
Energy Council (WEC) 2012; Krieger, Kristian
/ Renn, Ortwin / Rogers, M. Brooke / Lofstedt,
Ragnar: Nuclear Accidents and Policy Re-
sponses in Europe: Comparing the Cases of
France and Germany, in: Balleisen, Edward J.
u.a. (Hg.): Policy Shock: Recalibrating Risk and
Regulation after Oil Spills, Nuclear Accidents
and Financial Crises, Cambridge: Cambridge
University Press 2017, S. 269-304.

4
Jasper, James M: Nuclear Politics - Energy
and the State in the United States, Sweden
and France, Princeton: Princeton University
Press 1990; Renn, Ortwin / Marshall, Jonathan
Paul: History of the energy transition in
Germany: from the 1950s to 2019, in: Renn,
Ortwin u.a. (Hg.): The Role of Public Partici-
pation in Energy Transitions, London:
Academic Press 2020, S. 9-38.

5

Renn, Ortwin: Risk Governance. Coping with
Uncertainty in a Complex World, London:
Earthscan 2008, S. 53.

6

Shrader-Frechette, Kristin: Scientific Method,
Anti-Foundationalism and Public Decision-
making, in: RISK: Health, Safety & Environ-
ment, Bd. 1 (1990), Heft 1, S. 23-41.

7

Kern, Kristine K. / Loffelsend, Tina / Koenen,
Stephanie: Die Umweltpolitik der rot-griinen
Koalition - Strategien zwischen nationaler
Pfadabhangigkeit und globaler Politikkon-
vergenz, Berlin: Wissenschaftszentrum Berlin
flir Sozialforschung 2003.

8

Hampel, Jirgen / Klinke, Andreas / Renn,
Ortwin: Beyond “Red” Hope and “Green”
Distrust: Public Perception of Genetic Engi-
neering in Germany, in: Politeia, Bd. 16 (2000),
Heft 60, S. 68-82; Bastide, Sophie / Moatti,
Jean-Paul / Pages, Jean-Pierre / Fagnani,
Francis: Risk Perception and the Social
Acceptability of Technologies: The French
Case, in: Risk Analysis, Bd. 9 (1989), Heft 2,
S.215-223.

9
Renn: Risk Governance.

10

Socol, Yehoshua: Reconsidering health
consequences of the Chernobyl accident, in:
Dose-Response, Bd. 13 (2015), Heft 1.

11

Rucht, Dieter: The Anti-Nuclear Movement
and the State in France, in: Flam, Helena
(Hg.): States and Anti-nuclear Movements,
Edinburgh: Edinburgh University Press 1994,
S.129-162.

12

Rudig, Wolfgang: Phasing out Nuclear Energy
in Germany, in: German Politics, Bd. 9 (2000),
Heft 3, S. 43-80.

13
Kern / Loffelsend: Die Umweltpolitik.

14
Renn: Risk Governance, S. 60.

15

Buchholz, Wolfgang / Pfeiffer, Johannes:
Energiepolitische Implikationen einer Energie-
wende, in: Ifo Schnelldienst, Bd. 64 (2011),
Heft 18, S. 30-39.

16

Growitsch, Christian / Hoffler, Felix:
Fukushima and German Energy Policy
2005-2015/20186, in: Ozawa, Marc u.a. (Hg.):
In Search of Good Energy Policy. Cambridge:
Cambridge University Press 2019, S. 120-138.

17

Renn, Ortwin / Dreyer, Marion: Risk
Governance: Ein neues Steuerungsmodell
zur Bewaltigung der Energiewende, in: Vogt,
Markus u.a. (Hg.): Die Moral der Energie-
wende. Risikowahrnehmung im Wandel

am Beispiel der Atomenergie, Stuttgart:
Kohlhammer 2013, S. 21148-229.

18

Ethik-Kommission Sichere Energieversorgung:
Deutschlands Energiewende - Ein Gemein-
schaftswerk fiir die Zukunft, Berlin: Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung
2011.

19

Fischedick, Manfred: Energieversorgungs-
risiken, Energiepreiskrise und Klimaschutz
erfordern gemeinsame Antworten, in:
Wirtschaftsdienst, Bd. 102 (2022), Heft 4,
S.262-269.

20
Krieger: Nuclear Accidents.

21
Renn: Risk Governance, S. 60.

22

Renn / Marshall: Coal, nuclear and renewable
energy policies; Radkau, Joachim: Eine kurze
Geschichte der deutschen Antiatomkraft-
bewegung, in: Radkau, Joachim u.a. (Hg.): Bio-
technologie-Kommunikation, Berlin: Springer
Vieweg 2012, S. 191-202.

23

Hatch, Michael T.: Politics and Nuclear Power
- Energy Policy in Western Europe, Lexington:
The University Press of Kentucky 1986; Roth,
Roland / Rucht, Dieter: Die sozialen Bewe-
gungen in Deutschland seit 1945, Frankfurt:
Campus Verlag 2008.

24
Radkau: Eine kurze Geschichte.

25

Rucht, Dieter: Von Wyhl nach Gorleben:
Birger gegen Atomprogramm und nukleare
Entsorgung. Miinchen: C. H. Beck 1980.

26

Wagner, Peter: Contesting Policies and Rede-
fining the State: Energy Policy-making and the
Anti-nuclear Movement in West Germany, in:
Flam, Helena (Hg.): States and Anti-nuclear
Movements, Edinburgh: Edinburgh University
Press 1994, S. 264-298.

27
Renn / Marshall: History of the energy
transition.

28
Radkau: Eine kurze Geschichte.; Krieger:
Nuclear Accidents.

29
Kern / Loffelsend: Die Umweltpolitik der rot-
grinen Koalition.

30
Krieger: Nuclear Accidents.

31

International Energy Agency (IEA): Energy
Policies of IEA - Germany 2007, Paris: OECD
2007.

32
Krieger: Nuclear Accidents.

33

Kleine, Niels: Die Energiepolitik der CDU zwi-
schen 1972 und 2011: Konzepte, Programme,
Debatten, Baden-Baden: Tectum Wissen-
schaftsverlag 2018.

34
Renn / Dreyer: Risk Governance.

35
Renn / Marshall: History of the energy
transition.

36
Buchholz / Pfeiffer: Energiepolitische
Implikationen.

37
Renn / Dreyer: Risk Governance.

38

Bruhns, Hardo / Keilhacker,

Martin: ,Energiewende* Wohin flihrt der Weg?
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Bd, 61
(2011), Heft 46-47, S. 22-29.

39
Ethik-Kommission Sichere Energiever-
sorgung: Deutschlands Energiewende.

40
Ebd.; Renn / Dreyer: Risk Governance.



41
Bruhns / Keilhacker: Energiewende.

42
Renn / Marshall: Coal, nuclear and renewable
energy policies.

43

Morris, Craig / Jungjohann, Arne: Energy
Democracy: Germany's Energiewende to Re-
newables. London: Palgrave Macmillan 2016.

44
Renn / Dreyer: Risk Governance.

45

Ipsos: Global Citizen Reaction to the Fukushi-
ma Nuclear Plant Disaster, London: IPSOS
2011,8.10.

46
Fischedick: Energieversorgungsrisiken.

47
WEC: World Energy Perspective.

48
Hatch: Politics and Nuclear Power.

49
Wagner: Contesting Policies; Roth / Rucht:
Die sozialen Bewegungen.

Abbildungen

01:

Plakat: In Harrisburg gehn die Lichter schon
aus, Frankfurt am Main: AStA 1979.

WLB Stuttgart / BfZ: PSLD9/14005

02:
Flugblatt: Alle reden von Wyhl
WLB Stuttgart / BfZ: Flugblattsammlung Doku

03:

Moneta, Jakob u.a.: Tscherno-Wyhl ist tiberall,
Frankfurt/Main: internationale sozialistische
publikationen 1986

WLB Stuttgart / BfZ: BC 5769

04:

Bundesregierung: Deutschlands Ener-
giewende - Ein Gemeinschaftswerk fir die
Zukunft, Berlin 2011.
http://www.bundesregierung.de/
ContentArchiv/DE/Archiv17/_An-
lagen/2011/07/2011-07-28-ab-
schlussbericht-ethikkommission.pdf?__blob=-
publicationFile&v=4 (Zugriff: 3.3.2023)

49



	9783799519885_cover_web_titel
	9783799519885_inhalt_web
	9783799519885_cover_web_Rückseite

